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Simmerath den 6. Oktober 2011 
 

Resolution 
 
Die Mitgliederversammlung des SPD-Ortsvereins Gemeinde Simmerath fordert den 
Landesbetrieb Straßen NRW auf, umgehend die Planung für eine Ortsumgehung in 
Kesternich vorzulegen. Außerdem müssen die Ergebnisse der aktuellen Langzeit-
Verkehrszählung öffentlich gemacht werden. 
Die SPD Gemeinde Simmerath appelliert an die im Rat der Gemeinde Simmerath 
vertetenen Parteien ein eindeutiges Bekenntnis zur Umgehungsstraße in Kesternich 
abzugeben. 
 
Erläuterung: 
 
Die SPD Gemeinde Simmerath ist grundsätzlich für eine Umgehungsstraße für die 
Ortslage Kesternich. 
 
Der immer weiter zunehmende Verkehr in Richtung Nationalpark und Burg 
Vogelsang, verbunden mit der Vielzahl an Motorradfahrern von April bis Oktober 
machen eine Umgehung aus unserer Sicht unumgänglich. 
Verkehrsmaßnahmen innerhalb des Ortes zur Eindämmung des Problems stellen für 
uns keine Alternative dar, zumal nicht zu erkennen ist, wie solche Maßnahmen 
aussehen sollen/können. 
 
Die Zustimmung der SPD Gemeinde Simmerath zu einer Umgehungsstraße ist 
jedoch an die Bedingung geknüpft, dass eine Lösung gefunden wird, die das 
Problem nicht nur von einem Ortsteil auf einen anderen Ortsteil verschiebt. Die 
Umgehung muss auch wirklich eine Umgehung des Ortes sein und einen 
annehmbaren Kompromiss darstellen, mit dem alle Beteiligten leben können. 
 
Deshalb ist es unabdingbar, dass vom Landesbetrieb Straßen NRW eine Planung 
vorgelegt wird. Ebenso müssen die Ergebnisse der aktuellen Langzeit-
Verkehrszählung auf den Tisch gelegt werden. Ausschließlich auf der Grundlage 
dieser Planung und der vorgelegten Fakten ist es möglich, dass die beiden 
Interessensgemeinschaften in Kesternich eine sachliche Basis haben, um 
miteinander zu diskutieren. 
 
Um das Projekt Umgehungsstraße zu einem Erfolg zu machen, bedarf es eines 
breiten Konsens in der Politik, aber vor allem in der Bevölkerung von Kesternich. 
Außerdem können aufgrund der Mittelkürzungen des Bundes nicht alle geplanten 
Straßenbau-Projekte umgesetzt werden; eine geschlossene Haltung des Rates 
erhöht die Chancen auf Realisierung. 


